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Am 10. Dezember 2021 hat der Deutsche Bundestag eine Neufassung des Infek-
tionsschutzgesetzes (IfSG) verabschiedet. Danach müssen ab 15. März 2022 alle 

§ 20a IfSG). Alle, 
die keinen Nachweis für ihre Impfung, ihre Genesung oder die medizinische 
Unmöglichkeit ihrer Impfung haben (im Folgenden: „Ungeimpfte“), unterliegen 

nicht ganz korrekt).
Wer sich der Impfung verweigert, sieht sich jetzt akuten arbeitsrechtlichen und 

-

wollen wir einen ersten Überblick über die Folgen der Neuregelung und über die 

 Selbständige/Praxisinhaber können nach dem 15. März 2022 weiter Perso-
nal ohne Impfnachweis beschäftigen und auch selbst ohne Impfnachweis 
weiterarbeiten („Bestandsschutz“); sie müssen dies lediglich dem Gesund-
heitsamt melden. 

 Weil man kein Bußgeld riskiert, solange man seine bisherige Tätigkeit fortsetzt, 
sollte der bisherige Arbeitsplatz weder freiwillig aufgegeben
oder Aufhebungsvertrag) 

 
 anzurufen; bei 

 
Betretungs- und Tätigkeitsverbot), kann dagegen  einlegen 



4 5

nicht vorhergesagt werden, wie (und wann) die Verfassungsgerichte darüber ent-
scheiden. Noch weniger kann vorhergesagt werden, wie einzelne Fälle von den 

-
dungen vorliegen, wird man diese analysieren und Tendenzen abschätzen kön-

(Stand 28.01.2022). 

01. Darf der Arbeitgeber schon jetzt (Februar 2022) die Impfbereitschaft verbindlich abfragen?

02. 

03. 

04. Was passiert, wenn ich als Arbeitnehmer selbst kündige? 

05. 

06. 

07. Droht mir als Arbeitnehmer eine unbezahlte Freistellung? 

08. 

09. 

10. Muss ich als Selbstständiger in einem Heilberuf meinen eigenen Impfstatus melden? 

11. Wo bekomme ich rechtlichen Rat? 

12. 

13. Wie gehe ich mit dem Druck um?

14. Wie sieht die Unterstützung der AfD konkret aus?

15. 

es, möglichst hinhaltend zu antworten („Das muss ich mir noch überlegen“). Man 
kann seine Impfbereitschaft aber auch gefahrlos bejahen. Denn auch nach 

Wer allerdings ein gutes Verhältnis zu seinem Arbeitgeber hat, sollte ihn auf die 
Rechtslage hinweisen: Dem Arbeitgeber droht keine Strafe und kein Bußgeld, 
wenn er Ungeimpfte weiter beschäftigt (siehe Frage 2).

Ja. Laut Gesetz ist es zwar ab 15. März 2022 verboten, ohne Nachweis für eine 
-

ist, der genießt eine Art  Das Gesetz sieht weder ein Bußgeld 

Genesungsnachweis weiterarbeitet (§ 73 IfSG). Auch für den Arbeitgeber, der 

vorgesehen; der Arbeitgeber muss lediglich dem zuständigen Gesundheitsamt 
Mitteilung machen ( ). Dieses entscheidet dann über weitere 
Maßnahmen ( ). 
Wo viele Fälle angezeigt werden, kann es sein, dass die Gesundheitsämter 
Schwierigkeiten haben, zeitnah Maßnahmen zu verhängen. In jedem Fall kann 

beim Verwaltungsgericht beantragt werden (§ 80 VwGO).
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03. Droht mir als Arbeitnehmer die Entlassung, 

Wenn der Arbeitnehmer trotz einer Abmahnung weder eine Impfung noch eine 
Genesung noch die Unmöglichkeit einer Impfung nachweist, kann der Arbeitge-
ber das Beschäftigungsverhältnis außerordentlich kündigen. Gegen eine solche 

Wochen). Der Arbeitgeber muss dann begründen, warum er den Arbeitnehmer 
nicht weiter beschäftigen will, obwohl das möglich wäre – beispielsweise auf 
einer anderen Position oder mit anderen Aufgaben (siehe Frage 2). 

dringend abzuraten: 

 
bekommt während einer Sperrfrist überhaupt keine und außerdem insgesamt 
weniger Leistungen von der Arbeitsagentur (siehe Frage 8). 

 

 Drittens gelten für neue Arbeitsverhältnisse, die nach dem 15. März 2022 
beginnen, strengere Regeln – nur die vor dem Stichtag bereits bestehenden 
Arbeitsverhältnisse können ohne das Risiko von Bußgeldern o.ä. fortgesetzt 
werden (siehe Frage 2). Deshalb lohnt es sich, um den Arbeitsplatz zu kämpfen 
und keinesfalls selbst zu kündigen.  

ärztlich attestierten Gründen nicht geimpft werden können ( ).  

Genesenennachweis besitzen ( ). Die Geltungsdauer und die 

festgelegt ( ). 
Aktuell ist ein PCR-Test erforderlich, der nicht älter als neunzig Tage sein darf 
(
ein Antikörpertestergebnis wird nicht akzeptiert. 

07. Droht mir als Arbeitnehmer eine unbezahlte 

Ungeimpfte kann der Arbeitgeber zwar auch nach dem 15. März 2022 weiter 

Arbeitnehmer auch freistellen. Soweit der Arbeitgeber den Arbeitnehmer freistellt, 
muss er auch dessen Gehalt. nicht mehr zahlen. 

kann der Arbeitnehmer das Arbeitsgericht anrufen. Dann muss der Arbeitgeber 
begründen, warum er den Arbeitnehmer nicht weiter beschäftigt und bezahlt. 

so lange beschäftigen, wie er kann. Und bis zu einem behördlich angeordneten 

dürfte jedenfalls keinen Bestand haben, solange eine Beschäftigung  
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-

Arbeitgeber besteht Anspruch auf Arbeitslosengeld. Wenn der Arbeitnehmer den 
Verlust des Arbeitsplatzes durch „versicherungswidriges Verhalten“ verursacht hat, 

; die Anforderungen daran 
sind aber hoch. Wer nicht gegen den Text des Arbeitsvertrages verstößt („arbeits-

bei der Agentur für Arbeit gemeldet werden; außerdem muss die Frist von drei 

-

(§ 44 SGB V; ). Die Anforderungen an ein „Verschulden“ liegen dabei sehr 

.

Für Praxisinhaber und ähnliche Selbständige in Heilberufen hat der Gesetz-

muss, wenn eine dort „tätige Person“ keinen Impf- oder Genesenennachweis 
vorlegt ( ). Wenn die „tätige Person“ aber selbst Inhaber 

einen Nachweis vorlegen kann. Bei solchen Gesetzeslücken wird üblicherweise 
eine ähnliche Regelung angewendet, deren Anwendung der Gesetzgeber selbst 
angeordnet hätte, wenn er die Lücke erkannt hätte (Analogie). Die Verhängung 
von Bußgeldern ist in solchen Fällen aber ausgeschlossen (Analogieverbot im 
Bußgeldrecht). Theoretisch denkbar wäre allerdings der Widerruf einer Berufs-
zulassung wegen Unzuverlässigkeit. Deshalb sollte man dem Gesundheitsamt 
sicherheitshalber  dass man sich nicht selbst einen Nach-
weis vorgelegt hat.

sollte unverzüglich einen Fachanwalt für Arbeitsrecht beauftragen. Wer Maßnah-
men der Gesundheitsbehörde abwehren will, sollte sich an einen Fachanwalt für 
Verwaltungsrecht wenden. Fachanwälte in Wohnortnähe benennt auf Anfrage 
die zuständige Anwaltskammer. Wer eine Rechtsschutzversicherung hat, kann 
auch bei ihr nachfragen. 
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Vor dem Arbeitsgericht muss man nur für die eigenen Anwaltskosten aufkom-
men. Außerdem fällt eine geringe Urteilsgebühr an, falls keine gütliche Einigung 
gelingen sollte (eine gütliche Einigung gelingt erfahrungsgemäß häufig). Vor dem 
Verwaltungsgericht muss die Seite, die verliert, die Gerichtsgebühren und auch 
die Kosten des gegnerischen Anwalts tragen. Meistens beauftragen die Behörden 
vor dem Verwaltungsgericht jedoch keinen Anwalt – das Kostenrisiko ist also ver-
gleichsweise gering. Die genaue Höhe der Anwalts- und Gerichtsgebühren richtet 
sich nach dem Streitwert, den das Gericht im Einzelfall festsetzt. Beim Arbeits-
gericht ist die Gehaltshöhe maßgeblich: wenn das Jahresgehalt beispielsweise 
36.000 € beträgt, kostet der Rechtsstreit um die Kündigung über die gesamte 
erste Instanz (auch mit mehreren Terminen) rund 1.700 €. 

Wenn man vom Arbeitgeber, von Vorgesetzen oder Kollegen unter Druck gesetzt 
wird, ist das Wichtigste, nicht „die Nerven zu verlieren“. Eine Krankschreibung, 
um dem Druck auszuweichen, sollte vermieden werden. Denn jede Krankschrei-
bung erleichtert dem Arbeitgeber die Entlassung – und es lohnt sich, den Arbeits-
platz zu behalten (siehe Frage 4). 
Gegen eine Gehaltskürzung, unbezahlte Freistellung, Abmahnung oder Kün-
digung kann gerichtlich vorgegangen werden (siehe Frage 3). Alle anderen 
Überredungsversuche kann und sollte man ignorieren. Mit moralischen Argu-
menten lässt sich die Impfung schon deswegen nicht erzwingen, weil sie weder 
vor Ansteckung noch vor Erkrankung vollständig schützt. 

Als Partei dürfen wir keine Rechtsberatung anbieten und auch keine Anwälte 

wirfuersie@afd-fulda.de  
Außerdem setzen wir uns weiterhin in den Parlamenten und in vielen Veranstal-
tungen unermüdlich für Ihre und unser aller Rechte ein. 
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-
liche Unversehrtheit, die in Frage gestellt wird, morgen ein weiteres Grundrecht. 

Seit unserer Gründung sind wir die Grundrechtspartei und stehen an der Seite 

Impfungen nur bedingt und zeitlich eng begrenzt vor schweren Corona-Ver-
läufen schützen können. Insbesondere ist völlig unklar, in welchen Abständen 

Wirkung verlieren. Dazu kommt ihre von vornherein eingeschränkte Wirksamkeit 

mehrfach jährlich verabreicht werden müssen, ist als unzumutbar zu bezeichnen. 

-
-

gung stehen. In Anbetracht der Tatsache, dass diese einen wesentlichen Beitrag zur 

Impfungen dürfen ausschließlich von einem interdisziplinär zusammengesetzten, 
-

Wirksamkeit und Unbedenklichkeit zweifelsfrei nachgewiesen wurde. Diese 
Sicherheit wird in höchstmöglichen Maß durch unsere seit Jahren bewährten 

-

– vor allem und gerade bei schon Geimpften. Doch die Regierung hält an ihrem 

werden kann.

Wir werden lernen müssen, mit dem Virus zu leben – wie es in vielen anderen 
Ländern schon Realität ist. Grundrechtseinschränkende Notstandsgesetze dürfen 
nicht den von der Regierung erklärten Ausnahmezustand zu einer andauernden 
„neuen Normalität“ werden lassen. Wir wenden uns strikt dagegen, die Ungeimpf-
ten zum Sündenbock zu erklären für die Beibehaltung verschärfter Maßnahmen 
und den nächsten Lockdown. Damit würde unsere freiheitlich-demokratische 

andersdenkende Minderheiten gezielt benachteiligt und ausgrenzt



14 15

-
sagen ablenken: 4.000 Intensivbetten wurden im Jahr 2021 abgebaut – trotz 
der zu erwartenden „Winterwelle“. Das beste Mittel gegen Corona ist aber ein 
intaktes Gesundheitssystem. Daher fordern wir anlassbezogene kostenlose 
Testungen zum Schutz von Risiko-Gruppen und repräsentative serologische 

will, sollte dies nur im äußersten Notfall sachlich nachvollziehbar begründet und 
zeitlich konkret begrenzt durchführen. Stattdessen glaubt die Regierung, Corona 

zu Grunde zu legen. 
Radikale „Lockdowns“, Versammlungsverbote, innerdeutsche Grenzschließungen, 

-
nen weniger Monate Wirklichkeit werden lassen. So wird das Infektionsschutz-

aus unterschiedlichen Fachbereichen haben die Unverhältnismäßigkeit der 
Maßnahmen immer wieder angeprangert. Ihre Stimmen verhallten bislang 
weitgehend ungehört. 

dass die Menschen einander nicht mehr als Mitbürger sehen, welche vom gemein-

Dagegen setzen wir: Zusammenhalt statt Spaltung und Gesund ohne Zwang. 

-

-
hängig von Großspendern sein.

ohne ausreichende Datenlage und umfassende Beratung derart weitgehende Maß-
nahmen beschließen, die sich in ungerechtfertigter Weise gegen die Grundrechte 
der eigenen Bevölkerung richten. Die Bürger haben einen Anspruch auf vollstän-

besetzt ist und die Politik fachlich berät. Nur so können zukünftig Verwirrung, 
Verunsicherung und schwerwiegende Folgeschäden durch politische Fehlent-
scheidungen vermieden werden. 

Medial geschürte Panik darf nicht weiter Grundlage eines endlosen Ausnahme-

müssen unsere Risikogruppen schützen. Aber auch unsere Freiheit – und das 
-

rechtigte gesellschaftliche Teilhabe für jeden – unabhängig von seinem Impf-
status. Das Grundrecht auf körperliche Unversehrtheit darf nicht preisgegeben 
werden. Halten wir zusammen. Gegen die Spaltung. 
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